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Proz.-Bev. 

hat das Arbeitsgericht Heilbronn - 3. Kammer - durch den Richter am Arbeitsgericht ..., d. 
ehrenamtlichen Richter ... und d. ehrenamtlichen Richter ... auf die mündliche Ver­handlung 
vom 10.12.2020 

für Recht erkannt: 

1. Es wird festgestellt, dass das Arbeitsverhältnis der Parteien durch die Kündigung der Beklagten vom
14.04.2020 nicht beendet wird.

2. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

3. Von den Kosten des Rechtsstreits hat die Beklagte 75% und die klagende Partei 25% zu tragen.

4. Der Wert des Streitgegenstandes wird auf EUR 8.147,70 festgesetzt.
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Tatbestand 

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit einer betriebsbedingten Kündigung sowie um einen 

Anspruch auf Nachteilsausgleich. 

Die am 01.02.1971 geborene klagende Partei ist im Betrieb der Beklagten seit 01.04.1992 be­

schäftigt. Die klagende Partei war zuletzt zu einem monatlichen Bruttogehalt i.H.v. 2715,90 

EUR beschäftigt. Der Kläger ist Mitglied des im Betrieb gebildeten Betriebsrat. 

Geschäftsgegenstand der Beklagten war die Behandlung von Naturdärmen und anderen Pro­

dukten �ierischen Ursprung einschließlich Import und Export. Sie beschäftigte in ihrem Betrieb 

in T., welcher der einzige Standort in Deutschland sei, zuletzt 28 Mitarbeiter. 

Mit Schreiben vom 7. Januar 2020 hat die Beklagte die bei ihr beschäftigten Mitarbeiter über 

einen Betriebsübergang zum 1. April 2020 auf die V., eine Gesellschaft nach 

niederländischem Recht mit Sitz in Rotterdam, informiert. (?ie klagende Partei hat, ebenso wie 

die Mehrheit der Mitarbeiter, dem Betriebsübergang widersprochen. Lediglich 3 Vertriebsmitar­

beiter haben dem Betriebsübergang nicht widersprochen. 

Die Beklagte hat den bei ihr möglicherweise noch bestehenden Betriebsrat mit Schreiben vom 

6. April 2020 zur beabsichtigten außerordentlichen Kündigung mit Auslauffrist angehört (Anl. 

B4 ). Der Betriebsrat hat der Kündigung am 8. April 2020 widersprochen (Anl. B6).

Mit Schreiben vom 14. Februar 2020 wandte sich die Beklagte an den Betriebsrat, um diesen 

gemäß § 17 Abs. 2 KSchG zu unterrichten und zu Sozialplanverhandlungen einzuladen. Hin­

sichtlich des genauen Wortlauts wird auf Anl. B7 Bezug genommen. Dem Schreiben war unter 

anderem eine Anl. 1 beigefügt (Aktenblatt 73 ff.), welche mit „Unterrichtung des Betriebsrats 

gemäß § 17 Abs. 2 KSchG" überschrieben ist. Nachdem es zunächst nicht zu einer Beratung 

der Betriebsparteien im Rahmen des Konsultationsverfahren kam, wandte sich die Beklagte mit 

Schreiben vom 5. März 2020, vorgelegt als Anl. B9, erneut an den Betriebsrat und lud zum 

Termin zur Beratung nach§ 17 Abs. 2 KSchG auf Montag, den 9. März 2020, im Anschluss an 

einen Termin vor dem Arbeitsgericht Heilbronn, ein. Als Anlage beigefügt war noch einmal das 

Unterrichtungsschreiben gemäß§ 17 Abs. 2 KSchG nebst Anlagen. Zeitgleich wurde eine Ab­

schrift der Mitteilung an den Betriebsrat auch der Agentur für Arbeit in H. übermittelt. 

Insoweit wird auf Anlage B 13 nebst Faxbericht Anlage B 14 Bezug genommen. Auf die Bera­

tung vom 9. März 2020 hin hat der Betriebsrat keine Stellungnahme abgegeben. Die Beklagte 

erstattete sodann bei der Arbeitsagentur in H. mit Schreiben vom 26. März 2020, vorge­legt als 

Anlage B 16, Massenentlassungsanzeige für insgesamt 28 Mitarbeiter. Beigefügt war als Anl. 

1 (Aktenblatt 144 ff.) die Formularerklärung „Entlassungsanzeige". Unter der Rubrik Nr.
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4 „Stellungnahme des Betriebsrats" gab die Beklagte an, dass eine Stellungnahme des Be­

triebsrats nicht beigefügt sei. Zum Stand der Beratungen mit dem Betriebsrat enthält die Formu­

larerklärung folgende Angaben unter Nr. 4.2.: 

„Die Beratung mit dem Betriebsrat gemäß § 17 Abs. 2 KSchG ist abgeschlossen. Eine 

abschließende Stellungnahme des Betriebsrates zu den Entlassungen liegt nicht vor. 

Der Betriebsrat wurde von der Antragstellerin mit Schreiben vom 14.02.2020 sowie mit 

Schreiben vom 05.03 2020 (siehe An/. 3) gemäß§ 17 Abs. 2 KSchG unterrichtet. Davon 

wurde die Agentur für Arbeit mit Schreiben vom 05.03.2020 in Kenntnis gesetzt. 

Ein erster Vorschlag der Antragstellerin, die Beratung gemäß § 17 Abs. 2 KSchG am 

17.02.2020 durchzuführen wurde vom Betriebsrat grundlos ablehnt. An den weiteren 

von der Antragstellerin vorgeschlagenen Termin für die Beratung (09.03.2020 hat ein 

Gespräch stattgefunden, bei welchem eine Übereinstimmung des Betriebsrats mit der 

Antragstellerin nicht erreicht werden konnte. Für weitergehende zielführende Verhand­

lungen besteht kein Ansatz. Sie wurden vom Betriebsrat auch nicht gefordert." 

Der Eingang der vollständigen Massenentlassungsanzeige wurde mit Schreiben der Agentur für 

Arbeit H. vom 27. März 2020 bestätigt (Anlage B 19). Mit als Anlage B 20 vorgelegter 

Erklärung der Arbeitsagentur wurde eine Verlängerung der Entlassungssperre nicht festgesetzt. 

Die Beklagte hat das Arbeitsverhältnis mit Schreiben vom 14. April 2020, welches der klagen­

den Partei am 17. April 2020 zugegangen ist und als Anl. K3 vorgelegt wurde, ordentlich zum 

30. November 2020 gekündigt.

Mit ihrer bei Gericht am 4. Mai 2020 eingegangenen Klage macht die klagende Partei die Un­

wirksamkeit der Kündigung geltend. Ferner begehrt sie die Zahlung eines Nachteilsausgleichs. 

Die klagende Partei beruft sich u.a. darauf, dass die Unternehmerentscheidung, welche zum 

Wegfall des Arbeitsplatzes geführt habe, nicht ordnungsgemäß dargelegt worden sei, dass der 

Beklagten vor der Beendigungskündigung das mildere Mittel einer Änderungskündigung im 

Hinblick auf den Arbeitsplatz in den Niederlanden zur Verfügung gestanden habe und dass die 

Beklagte dem Betriebsrat zugesichert habe, eine Weiterbeschäftigungsmöglichkeit innerhalb 

der „Firmen des Unternehmensverbundes, zu dem die Beklagte gehört", insbesondere inner­

halb der R.-gruppe, zu suchen. Die Betriebsratsanhörung sei unvollständig. Die Bera­tungen 

zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat im Rahmen des Konsultationsverfahren seien nicht 

abgeschlossen gewesen. Die Zweiwochenfrist von § 17 Abs. 3 KSchG sei nicht eingehal­ten. 

Die Vorschriften zum Schutz des Klägers als Betriebsratsmitglied seien nicht eingehalten. Die 

klagende Partei habe einen Nachteilsausgleichsanspruch gegen die Beklagte auf Zahlung 

einer Abfindung, da der Betrieb nicht übergegangen, sondern stillgelegt worden sei. Aus die­

sem Grunde sei eine Betriebsänderung gemäß § 111 Satz 3 Nr. 1 BetrVG gegeben und gleich­

falls eine Betriebsverlegung gemäß § 111 S. 3 Nr. 2 BetrVG. Da die Beklagte den Abschluss 
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eines Interessenausgleichs nicht versucht habe, schulde sie eine Abfindung nach § 113 Abs. 3 

BetrVG. 

Die klagende Partei beantragt 

1. 

Es wird festgestellt, dass das Arbeitsverhältnis der Parteien durch die Kündigung der 

Beklagten vom 14.04.2020 nicht beendet wird. 

2. 

Es wird festgestellt, dass das Arbeitsverhältnis auch nicht durch andere Beendigungs­

tatbestände endet, sondern auf unbestimmte Zeit fortbesteht. 

3 

Hilfsweise wird beantragt, die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin eine Abfindung für 

den Verlust des Arbeitsplatzes zu bezahlen, deren Höhe in das Ermessen des Gerichts 

gestellt wird. 

Die Beklagte beantragt 

Klageabweisung 

Die Beklagte trägt vor, der Betrieb sei zum 1. April 2020 auf die Betriebserwerberin V.  

übergegangen. Es liege ein Grund für die ausgesprochene fristlose Kündigung mit Aus­

lauffrist vor. Infolge des Widerspruchs der Klägerin sowie weiterer Arbeitnehmer gegenüber 

dem Betriebsübergang sei das Arbeitsverhältnis sinnentleert bei der Beklagten verblieben, wäh­

rend der Arbeitsplatz jedoch auf die Betriebserwerberin übergegangen sei. Sowohl die Produk­

tions- und Betriebsmittel, als auch die in T. vorhandenen Produkte sowie der Kunden­

stamm der Beklagten seien sukzessive auf die Erwerberin verbracht bzw. übertragen worden. 

Das Gelände in T. sei zum Stichtag 1. April 2020 vollständig geräumt gewesen. Die Mas­

senentlassungsanzeige sei sowohl hinsichtlich des Konsultations- als auch des Anzeigeverfah­

rens nach § 17 KSchG ordnungsgemäß erstattet worden. Hierzu trägt die Beklagte u.a. vor: 

Mangels Stellungnahme des Betriebsrats zur Massenentlassung, hat die Beklagte in der Mas­

senentlassungsanzeige belegt, dass sie den Betriebsrat mindestens zwei Wochen vor Erstat­

tung der Massenentlassungsanzeige unterrichtet hat, und den Stand der Beratungen darlegt. 

Bei Ausspruch der Kündigung sei ein anzuhörender Betriebsrat nicht mehr vorhanden gewe­

sen, da dieser mit dem Betrieb auf die Erwerberin übergangen sei; die Anhörung nach § 102 

BetrVG sei vorsorglich erfolgt.§ 15 Abs. 4. bzw. 5 KSchG seien eingehalten. 














